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Vorwort

Im Arbeitsrecht insgesamt, v. a. aber in der Diskussion um die betriebliche bzw.
unternehmensbezogene Mitbestimmung, lassen sich wissenschaftliche und politi-
sche Standpunkte kaum voneinander trennen. Dies kann u. a. mit der starken Stellung
der Arbeitnehmerverbände erklärt werden. So wird die Mitbestimmung von Ar-
beitnehmern bzw. Beschäftigten zwar als Beitrag zu „mehr Demokratie“ diskutiert.1

Eine solche Verortung ist jedoch, wie zu zeigen sein wird, wissenschaftlich un-
haltbar. Vielmehr setzt das Demokratieprinzip v. a. dem Personalvertretungsrecht
Grenzen. Insoweit muss das Mitbestimmungsrecht einer Überprüfung unterzogen
werden.

Dabei sind Vorgaben zu beachten, die sich aus der Rechtsprechung des BVerfG
und der Landesverfassungsgerichte ergeben. Das gilt auch für den Sparkassenbe-
reich, der weithin unter dem Radar der öffentlichen Aufmerksamkeit bleibt, der aber
dennoch zumöffentlichen Sektor zählt und nicht nur inwirtschaftlicher Hinsicht eine
hohe Bedeutung hat. Insoweit werden durch dieMehrzahl der Landesgesetzgeber die
sich aus Grundgesetz und Landesverfassungen ergebenden Vorgaben mehr oder
minder bewusst missachtet. Auch in der sparkassenrechtlichen (Kommentar-)Lite-
ratur werden sie (wenn überhaupt) meist nur am Rande diskutiert.

Die vorliegende Untersuchung will auf diese Missstände aufmerksam machen
und einen Anstoß dazu geben, dass das demokratische Prinzip auch dort wirksam
wird, wo bisher verbandspolitische Interessen im Vordergrund stehen.

Frankfurt a.M., im Mai 2024 Christopher Schmidt

1 Vgl. Regierungserklärung Willy Brandt vom 29.10.1969, BT-PlPr 6/5, S. 29 A.
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A. Einführung

I. Gegenstand und Gang der Untersuchung

Von Arbeitnehmerorganisationen bzw. den diesen nahestehenden Verbänden
werden betriebliche Mitbestimmung und Unternehmensmitbestimmung als Beitrag
zu „mehr Demokratie“ gesehen. Die Hans-Böckler-Stiftung geht davon aus, Mit-
bestimmung sei „die gelebte Demokratie des Arbeitslebens und Voraussetzung für
eine funktionierende soziale Marktwirtschaft“.1 Und der Deutsche Gewerkschafts-
bund (DGB) fordert, Demokratie dürfe „nicht an den Werkstoren aufhören“.2 Dabei
bezieht er sich ebenso wie die Gewerkschaft der Polizei (GdP)3 auf den öffentlichen
Dienst.

Ähnliche Stimmen kommen aus der Politik. So sprachBundeskanzler Olaf Scholz
(SPD) bei einem Festakt zum 70. Jubiläum des BetrVG davon, dass betriebliche
Mitbestimmung „Ausdruck gelebter Demokratie“ sei.4 Etwas zurückhaltender for-
mulierte die Linksfraktion in einem Antrag an den Bundestag, die betriebliche
Selbstbestimmung mache „Selbstwirksamkeit und demokratische Prozesse erleb-
bar“, was wiederum „das Vertrauen in die Demokratie insgesamt“ stärke.5 Eine
solche Argumentation ist nicht neu. Während der sozialliberalen Koalition im Bund
unter Willy Brandt (SPD)6 entsprach sie dessen Duktus „Mehr Demokratie wagen“;
sie fand ihren Niederschlag sowohl in der Ausweitung der privatwirtschaftlichen
Mitbestimmung als auch in jener des öffentlichen Dienstes.7

Allerdings ist zu unterscheiden zwischen politischen Parolen und wissenschaft-
lichemDiskurs. Die Einordnung derMitbestimmung als demokratischer Einrichtung
mag in der (verbands-)politischen Auseinandersetzung hilfreich sein, rechtlich zu-

1 Meldung v. 29.4. 2022, https://www.boeckler.de/de/auf-einen-blick-17945-23343.htm
(letzter Abruf 5. 3.2024).

2 Beitrag auf der Homepage (ohne Datum), https://www.dgb.de/uber-uns/dgb-heute/dienst-
und-beamte/++co++f80d7448-38f1-11e4-8f43-52540023ef1a (letzter Abruf 5.3. 2024).

3 Vgl. Übersicht zum Personalrat, https://www.gdp.de/gdp/gdpmp.nsf/id/DE_Personalraete
(letzter Abruf 5. 3.2024).

4 Pressemitteilung der Bundesregierung v. 7. 11.2022, https://www.bundesregierung.de/
breg-de/aktuelles/70-jahre-betriebsverfassungsgesetz-2140348 (letzter Abruf 5. 3. 2024).

5 BT-Drs. 20/5405, S. 1; vgl. ferner Böckler Impuls 20/2022, S. 7; Steiner, PersV 2012, 50
(56); zur positiven Bewertung von Mitbestimmung in der Bevölkerung vgl. Nienhüser/Hoß-
feld/Glück/Gödde, S. 209 f.

6 Bürgerlich Herbert Ernst Karl Frahm.
7 Vgl. dazu Dopatka, KJ 1996, 224 (228 f.).
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treffend ist sie nicht. Bereits im Kontext der Privatwirtschaft handelt es sich nämlich
nicht um die vom Demokratieprinzip vorausgesetzte Willensbildung des Souveräns
hinsichtlich der rei publicae, sondern in erster Linie um eine (sozialpolitisch und
partizipativ motivierte) Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums gem.
Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG. Das hat das BVerfG im Jahr 1979 nach einer längeren
verfassungsrechtlichen Diskussion über die Vereinbarkeit der erweiterten Mitbe-
stimmung mit demGrundgesetz festgestellt.8Dabei hat es die Verfassungsmäßigkeit
der streitigen Regelungen bejaht, aber gleichzeitig betont, dass das Grundgesetz eine
erweiterte Mitbestimmung nicht vorausgesetzt habe, also kein Grundrecht auf
Mitbestimmung bestehe.9

Insoweit unterscheidet sich die verfassungsrechtliche Ausgangslage im Bund
zwar von jener in derMehrzahl der deutschen Länder, die unterschiedliche Vorgaben
zurMitbestimmung in das Landesverfassungsrecht aufgenommen haben. Allerdings
kann auch dort Mitbestimmung nicht unter das Demokratieprinzip subsumiert
werden.

Soweit es um Mitbestimmung im öffentlichen Dienst geht, ergeben sich aus dem
demokratischen Prinzip sogar enge Schranken. Denn Mitbestimmung führt zu
Einflussmöglichkeiten der Beschäftigten, die dem demokratischen Souverän ent-
zogen sind. Das ändert nichts daran, dass Mitbestimmung ein partizipatives Element
ist. Insofern besteht ungeachtet der gemeinsamen Ursprünge von Demokratie und
Partizipation ein Spannungsverhältnis.

Doch bevor solche Fragen diskutiert werden, soll zunächst eine Darstellung der
Regelungen zur Mitbestimmung im Verfassungsrecht und im einfachen Recht er-
folgen. Ferner sollen verschiedene Bereiche der Mitbestimmung unterschieden
werden, zu denen Fragen der Arbeitsorganisation ebenso zählen wie personelle
Einzelmaßnahmen und die wirtschaftliche (oder: politische) Ausrichtung von Un-
ternehmen und Behörden. Die bereits angesprochene Einordnung der Mitbestim-
mung als Schranke anderer Rechtsgüter von Verfassungsrang soll begründet werden.

Im Anschluss an diese Ausführungen geht die Untersuchung auf bereichsspezi-
fische Besonderheiten mit Blick auf die Sparkassen ein. Hintergrund ist, dass hier
landesrechtliche Vorschriften bestehen, die gegenüber der Personalvertretung in
anderen Bereichen der öffentlichen Verwaltung ein höheres Maß an Mitbestimmung
der Mitarbeiter vorsehen. Unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten sind diese
fragwürdig: In den meisten Bundesländern hat der Gesetzgeber die sich aus dem
Demokratieprinzip in seiner Auslegung durch das BVerfG ergebenden Anforde-
rungen im Sparkassenwesen schlicht negiert. Eine wissenschaftliche Diskussion
hierüber findet kaum statt. Dies wiegt umso schwerer, als der Sparkassenbereich
zwar häufig „unter dem Radar“ der öffentlichen Wahrnehmung bleibt (und insbe-
sondere nicht als wesentliches Betätigungsfeld kommunaler Selbstverwaltung

8 BVerfG NJW 1979, 699 (703).
9 BVerfG NJW 1979, 699 (702).
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wahrgenommen wird), gleichzeitig aber eine hohe wirtschafts- und finanzpolitische
Bedeutung hat.

Weitere Bereiche, in denen Sonderregelungen für Teile des öffentlichen Dienstes
bestehen, auf die aber wegen ihrer greifbaren verfassungsrechtlichen Rechtfertigung
nicht näher eingegangen werden soll, sind der Hochschulbereich, in dem ein be-
sonderer Einfluss der Hochschullehrer durch Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG vorgegeben ist,10

sowie der Bereich der Religionsgesellschaften, die gem.Art. 140GG i.V.m.Art. 137
Abs. 5 WRV Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, sich aber dennoch gem.
Art. 19 Abs. 3 i.V.m. Art. 4 Abs. 1, 2 GG auf die Religions- und Weltanschau-
ungsfreiheit berufen können.11

II. Terminologie

Einrichtungen der Mitbestimmung von Arbeitnehmern bzw. anderen Beschäf-
tigten bestehen in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst gleichermaßen.
Ausgehend davon, dass grundsätzlich dem Arbeitgeber bzw. Dienstherrn alle Ent-
scheidungen obliegen, dieser also die Steuerungsverantwortung trägt, handelt es sich
bei allen Formen der nicht weisungsgebundenen Einflussnahme durch Beschäftigte
um Mitbestimmung.

Dabei lassen sich im privatwirtschaftlichen Bereich betriebliche bzw. betriebs-
verfassungsrechtliche Mitbestimmung12 und Unternehmensmitbestimmung („Un-
ternehmensverfassung“)13 inhaltlich kaum voneinander abgrenzen: sind doch selbst
personelle Einzelmaßnahmen wie Kündigungen, hinsichtlich derer gem. §§ 102 f.
BetrVG die faktisch wichtigste Form der Mitbestimmung des Betriebsrats besteht,14

stets im Kontext unternehmerischer Entscheidungen zu sehen, und findet nach
§§ 106 ff. BetrVG zudem eine Beteiligung in wirtschaftlichenAngelegenheiten statt.
In öffentlich-rechtlich organisierten Körperschaften spricht man ohnehin – und
weithin einheitlich – von dem Recht der Personalvertretung.15

Vor diesem Hintergrund kann sinnvoll nur danach unterschieden werden, in
welchen Organen die Mitbestimmung erfolgt. Denn die v. a. durch das BetrVG, das

10 Vgl. etwa zu Entscheidungsmehrheiten von Hochschullehrern Dürig/Herzog/Scholz/
Gärditz, GG Art. 5 Abs. 3 Rn. 226 ff.

11 Dazu vgl. MHdB ArbR/Reichold, § 158 Rn. 1; BeckOK GG/Germann, GG Art. 4
Rn. 29 m.w.N.

12 Ausführlich zum Begriff des Betriebsverfassungsrechts Neumann-Duesberg, S. 8 ff.
13 Hoyningen-Huene, § 1 Rn. 12.
14 Vgl. Weber/Kallos, Stichwort Mitbestimmung.
15 Vgl. Neumann-Duesberg, S. 21; Hromadka/Maschmann, § 15 Rn. 8. Die Einheitlichkeit

des Personalvertretungsrechts wird z.B. anhand des NPersVG ersichtlich, das Regelungen
enthält, die in der Privatwirtschaft der unternehmensbezogenen Mitbestimmung zugerechnet
würden, s. dazu unter B. II. 2. b) cc).
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